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A. Zielsetzung 

Im Hinblick darauf, daß der öffentliche Auftrag der Deutschen 
Siedlungs- und Landesrentenbank (DSL Bank) weiterhin die Betei-
ligung des Bundes an dieser Bank verlangt, das Interesse des Bun-
des aber keine über eine Kapitalmehrheit von 51 vom Hundert 
hinausgehende Beteiligungsquote erfordert, ist beabsichtigt, die 
DSL Bank teilzuprivatisieren und dabei die Anteile breit zu 
streuen. 

B. Lösung 

Der Gesetzentwurf schafft die Voraussetzungen dafür, daß sich 
unter Aufrechterhaltung der Rechtsform der DSL Bank als Anstalt 
öffentlichen Rechts andere juristische Personen, Personengesell-
schaften und natürliche Personen bis zu 49 vom Hundert an dem 
Grundkapital der DSL Bank beteiligen können. In diesem Rahmen 
kann die Bank Personen des p rivaten Rechts und Personengesell-
schaften Beteiligungen als atypische stille Gesellschafter einräu-
men, denen mitunternehmerische Rechte gewährt werden. Dar-
über hinaus kann die Bank auch sonstige Beteiligungen als stille 
Gesellschafter einräumen. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

121 (42) — 551 10 — Kr 42/88 
Bonn, den 20. April 1988 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes über die Deutsche Siedlungs- und Landesrentenbank (DSL Bank-Gesetz 
— DSLBG) mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten und der Finanzen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 585. Sitzung am 5. Februar 1988 beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes, wie aus Anlage 2 er-
sichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes über die Deutsche Siedlungs- und Landesrentenbank 
(DSL Bank-Gesetz — DSLBG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

§1 

Rechtsform und Sitz 

(1) Die Deutsche Siedlungs- und Landesrenten-
bank, nachstehend „Bank" genannt, ist eine bundes-
unmittelbare Anstalt des öffentlichen Rechts mit eige-
ner Rechtspersönlichkeit. 

(2) Der Sitz der Bank wird durch die Satzung be-
stimmt. 

§2 

Aufgaben 

(1) Aufgabe der Bank ist die Finanzierung öffentli-
cher und p rivater Vorhaben, insbesondere solcher, die 
unmittelbar oder mittelbar der Verbesserung oder Er-
haltung der wirtschaftlichen oder strukturellen Ver-
hältnisse des ländlichen Raums dienen. 

(2) Die Bank kann im Rahmen ihrer Aufgabe nach 
Absatz 1 außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge-
setzes tätig werden. Das Nähere regelt die Satzung. 

(3) Die Bank hat ferner im öffentlichen Auftrag ge-
gen angemessenes Entgelt Maßnahmen zur Struktur-
verbesserung des ländlichen Raums einschließlich der 
ländlichen Siedlung, zur Verbesserung der Infrastruk-
tur und des Umweltschutzes sowie zur Eingliederung 
der aus der Landwirtschaft stammenden Vertriebenen 
und Flüchtlinge zu fördern. Sie kann mit Zustimmung 
der aufsichtführenden Bundesminister auch andere 
Aufgaben durchführen, mit denen sie von obersten 
Bundes- oder Landesbehörden beauftragt wird. 

§3 

Geschäfte 

(1) Die Geschäfte der Bank sind nach kaufmänni-
schen Grundsätzen zu führen. 

(2) Die Bank darf alle Geschäfte betreiben, die mit 
der Erfüllung ihrer Aufgaben im Zusammenhang ste-
hen. In diesem Rahmen darf sie insbesondere 

1. das Kredit-, das Diskont- und das Garantiegeschäft 
betreiben, 

2. Einlagen annehmen, Darlehen aufnehmen sowie 
Pfandbriefe, Kommunalobligationen und sonstige 
Schuldverschreibungen ausgeben, 

3. treuhänderisch Mittel weiterleiten und verwalten, 

4. bankübliche Dienstleistungen erbringen, 

5. Beteiligungen erwerben, erhöhen und veräußern. 

(3) Die von der Bank ausgegebenen, auf inländische 
Währung lautenden Schuldverschreibungen sind zur 
Anlegung von Mündelgeld geeignet. 

§4 

Grundkapital, Rücklagen, 
Beteiligungen als stille Gesellschafter 

(1) Der Bund ist an dem Grundkapital der Bank mit 
mindestens einundfünfzig vom Hundert beteiligt; an-
dere juristische Personen, Personengesellschaften 
und natürliche Personen können bis zu neunundvier-
zig vom Hundert beteiligt werden. Die Bank kann Per-
sonen des privaten Rechts und Personengesellschaf-
ten Beteiligungen als stille Gesellschafter einräumen, 
bei denen ihnen mitunternehmerische Rechte ge-
währt werden; diese Beteiligungen sind auf die Betei-
ligungsquote nach Satz 1 zweiter Halbsatz anzurech-
nen. Darüber hinaus kann die Bank auch sonstige 
Beteiligungen als stille Gesellschafter einräumen. 

(2) Für die von der Bank zu bildende gesetzliche 
Rücklage gilt § 150 des Aktiengesetzes entspre-
chend. 

(3) Die näheren Bestimmungen über das Grundka-
pital, die Rücklagen und die Beteiligungen als stille 
Gesellschafter trifft die Satzung; sie kann auch be-
stimmen, daß Rücklagen zur Erhöhung der Einlagen 
stiller Gesellschafter verwendet werden dürfen. 

§5 

Zweckvermögen 

Die Bank hat das bei ihr bestehende Sondervermö-
gen des Bundes, das auf Grund des § 3 des Dritten 
Abschnitts der Verordnung des Reichspräsidenten zur 
Behebung finanzieller, wirtschaftlicher und sozialer 
Notstände vom 26. Juli 1930 sowie auf Grund des § 5 
des Vierten Teils Kapitel II der Dritten Verordnung 
des Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirtschaft 
und Finanzen und zur Bekämpfung politischer Aus-
schreitungen vom 6. Oktober 1931, des § 4 des Geset-
zes zur Förderung der landwirtschaftlichen Siedlung 
vom 15. Mai 1953 und des § 46 Abs. 2 des Bundesver-
triebenengesetzes gebildet worden ist, nach § 44 
Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung als Zweckvermö-
gen zu verwalten und nach Maßgabe der vorgenann-
ten Gesetze und Verordnungen zu verwenden. 
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§6 

Aufsicht 

Die Bank untersteht der gemeinsamen Aufsicht des 
Bundesministers der Finanzen und des Bundesmini-
sters für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. Sie 
tragen dafür Sorge, daß der Geschäftsbetrieb der 
Bank mit den Gesetzen und der Satzung in Einklang 
steht. 

§7 

Organe der Bank 

(1) Organe der Bank sind 

1. der Vorstand, 

2. der Verwaltungsrat, 

3. die Hauptversammlung. 

(2) Die Aufgaben und Befugnisse der Organe regelt, 
soweit sie nicht im Gesetz bestimmt sind, die Sat-
zung. 

§8 

Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mit-
gliedern. 

(2) Die Vorstandsmitglieder werden von dem Ver-
waltungsrat bestellt und abberufen. 

(3) Der Vorstand vertritt die Bank gerichtlich und 
außergerichtlich und führt die Geschäfte der Bank, 
soweit nicht durch Gesetz oder Satzung etwas anderes 
bestimmt ist. 

(4) Die Vorschriften für die Vorstandsmitglieder gel-
ten auch für ihre Stellvertreter. 

§9 

Verwaltungsrat 

Die Mitglieder des Verwaltungsrats, sein Vorsitzen-
der und dessen Stellvertreter werden von der Haupt-
versammlung gewählt. Die Zusammensetzung, die 
Aufgaben und die Tätigkeit des Verwaltungsrats wer-
den im einzelnen in der Satzung geregelt. 

§ 10 

Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit 

Für die Sorgfaltspflicht und die Verantwortlichkeit 
der Vorstands- und der Verwaltungsratsmitglieder 
gelten die Vorschriften des Aktiengesetzes für Vor-
stands- und Aufsichtsratsmitglieder entsprechend.  

§11 

Hauptversammlung 

(1) Die Hauptversammlung ist die Vertretung der 
Anteilseigner. 

(2) Die sich aus der Beteiligung des Bundes am 
Grundkapital der Bank ergebenden Rechte werden 
durch den Bundesminister der Finanzen im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wahrgenommen. 

§ 12 

Satzung 

(1)Die Rechtsverhältnisse der Bank werden im Rah-
men dieses Gesetzes durch die Satzung bestimmt. 

(2) Die Satzung und ihre Änderungen werden von 
der Hauptversammlung beschlossen und sind im Bun-
desanzeiger zu veröffentlichen. 

§ 13 

Jahresabschluß 

(1) Auf die Aufstellung, Prüfung und Feststellung 
des Jahresabschlusses sowie die Verwendung des 
Jahresüberschusses und des Bilanzgewinns sind die 
für Kreditinstitute in der Rechtsform der Aktiengesell-
schaft geltenden Vorschriften entsprechend anzu-
wenden. 

(2) Die Hauptversammlung darf den Bilanzgewinn 
nicht in Gewinnrücklagen einstellen oder als Gewinn 
vortragen, soweit dies bei vernünftiger kaufmänni-
scher Beurteilung nicht notwendig ist, um die Lebens-
und Widerstandsfähigkeit der Bank für einen hin-
sichtlich der wirtschaftlichen und finanziellen Not-
wendigkeiten übersehbaren Zeitraum zu sichern und 
soweit dadurch unter die Anteilseigner kein Gewinn 
in Höhe von mindestens 4 vom Hundert des Grundka-
pitals verteilt werden kann, nachdem eine angemes-
sene Verzinsung der Einlagen der stillen Gesellschaf-
ter im Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 2 gewährleistet ist. 

§ 14 

Prüfung nach der Bundeshaushaltsordnung 

Den zuständigen Stellen der Bundesrepublik 
Deutschland stehen die in § 55 Abs. 2 des Haushalts-
grundsätzegesetzes und in § 112 Abs. 2 der Bundes-
haushaltsordnung aufgeführten Rechte zu. 

§ 15 

Handelsregister 

Die Vorschriften des Handelsgesetzbuchs über die 
Eintragung in das Handelsregister sind auf die Bank 
nicht anzuwenden. 
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§ 16 

Auflösung 

Die Bank kann nur durch Gesetz, das über die Ver-
wendung des Vermögens der Bank bestimmt, aufge-
löst werden. 

§ 17 

Dienstsiegel, Dienststempel 

(1) Die Bank ist berechtigt, in mit öffentlichen Mit-
teln geförderten Verfahren nach § 2 Abs. 3 und in den 
Fällen des § 18 ein Dienstsiegel und einen Dienst-
stempel unter Verwendung des Bundesadlers zu füh-
ren. 

(2) Die mit Dienstsiegel oder Dienststempel der 
Bank versehenen, nach Maßgabe der Satzung unter-
zeichneten Urkunden haben die Eigenschaft öffentli-
cher Urkunden. 

§ 18 

Beitreibung und Vollstreckung 

Für die vor dem 1. Januar 1981 begründeten Forde-
rungen und die dafür bestehenden dinglichen Sicher-
heiten hat die Bank das Recht, im Verwaltungswege 
die ihr zustehenden oder von ihr verwalteten Forde-
rungen, insbesondere Forderungen aus Darlehen ein-
schließlich des Anspruchs auf Nebenleistungen, bei-
zutreiben und die Zwangsvollstreckung aus den ding-
lichen Sicherheiten zu betreiben. Die Beitreibung und 
Zwangsvollstreckung werden von den durch die Län-
der für zuständig erklärten Vollstreckungsbehörden 
im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens unter 
entsprechender Anwendung der hierfür geltenden 

Vorschriften durchgeführt. Die Zulässigkeit des or-
dentlichen Rechtswegs wird durch das Verwaltungs-
zwangsverfahren nicht berührt. Die Vollstreckbar-
keitsbescheinigung bedarf der Form des § 17 Abs. 2. 

§ 19 

Ausscheiden eines Landes aus der Bank 

Die Bank ist verpflichtet, die Anteile eines an ihrem 
Grundkapital beteiligten Landes gegen Zahlung des 
Nennwerts zurückzunehmen. 

§ 20 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. 

§ 21 

Inkrafttreten, abgelöste Vorschrift, 
Rechtsvorgänger der Bank 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. Gleichzeitig tritt 
das Gesetz über die Zusammenlegung der Deutschen 
Landesrentenbank und der Deutschen Siedlungsbank 
vom 27. August 1965 (BGBl. I S. 1001), geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. August 1980 
(BGBl. I S. 1558), außer Kraft; sein § 22 ist für die vor-
handenen Versorgungsempfänger weiterhin anzu-
wenden. Die Bank bleibt Rechtsnachfolgerin der 
Preußischen Landesrentenbank, der Deutschen Lan-
desrentenbank und der Deutschen Siedlungsbank. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Vorbemerkung 

Die Politik der Bundesregierung hat unter anderem 
zum Ziel, die unternehmerische Betätigung des Staa-
tes einzuschränken und verstärkt p rivates Kapital an 
Unternehmen der öffentlichen Hand zu beteiligen. In 
der sozialen Marktwirtschaft haben Privatinitiative 
und Privateigentum grundsätzlich Vorrang vor staatli-
cher Wirtschaftsaktivität. Die Beteiligungspolitik des 
Bundes ist danach möglichst restriktiv zu gestalten 
und auf den möglichen Abbau von Beteiligungen aus-
zurichten. Dabei soll, soweit wie möglich, auch das 
Ziel einer breiten Streuung verfolgt werden. Insbe-
sondere sind Bestrebungen der betroffenen Unterneh-
men zu unterstützen, Belegschaftsmitgliedern Vermö-
gensbeteiligungen anzubieten. 

Mit dieser Zielsetzung hat die Bundesregierung den 
Bundesminister der Finanzen beauftragt, das Inter-
esse des Bundes an dessen unmittelbaren Beteiligun-
gen zu überprüfen. 

Bei der Deutschen Siedlungs- und Landesrentenbank 
wurde diese Prüfung auf der Grundlage des im Jahr 
1980 gesetzlich neu festgelegten öffentlichen Auf-
trags der Bank (vgl. II., letzter Absatz) durchgeführt. 
Sie hat ergeben, daß insbesondere die Aufgaben der 
strukturellen Verbesserung des ländlichen Raums 
einschließlich der ländlichen Siedlung, der Verbesse-
rung der Infrastruktur und des Umweltschutzes sowie 
der Eingliederung der aus der Landwirtschaft stam-
menden Vertriebenen und Flüchtlinge weiterhin die 
Beteiligung des Bundes an dieser Bank verlangen und 
für die Aufrechterhaltung der öffentlich-rechtlichen 
Rechtsform sprechen. Hingegen erfordert das Bun-
desinteresse keine über eine Kapitalmehrheit von 
51 vom Hundert hinausgehende Beteiligung. Die ent-
sprechende Beteiligung P rivater (Teilprivatisierung) 
erfordert allerdings eine Novellierung des Gesetzes 
über die Zusammenlegung der Deutschen Landesren-
tenbank und der Deutschen Siedlungsbank vom 
27. August 1965 (BGBl. I S. 1001), geändert durch Ar-
tikel 1 des Ersten Gesetzes zur Änderung des Geset-
zes über die Zusammenlegung der Deutschen Lan-
desrentenbank und der Deutschen Siedlungsbank 
vom 22. August 1980 (BGBl. I S. 1558). 

II. Zur geschichtlichen Entwicklung der Deutschen 
Siedlungs- und Landesrentenbank 

Die Deutsche Siedlungs- und Landesrentenbank ent-
stand 1966 durch Verschmelzung der Deutschen Lan-
desrentenbank und der Deutschen Siedlungsbank. 

Diese Vorgängerinstitute hatten gemeinsam die Auf

-

gabe, Mittel für die ländliche Siedlung zur Verfügung 
zu stellen. Nach dem Zweiten Weltkrieg stand im Vor

-

dergrund der staatliche Auftrag, die Eingliederung 
der aus der Landwirtschaft stammenden Vertriebenen 
und Flüchtlinge zu finanzieren. Hinzu kamen staatli-
che Förderungsprogramme auf den Gebieten der Ein-
heimischensiedlung, des ländlichen Wohnungsbaus 
und der Agrarstrukturverbesserung. 

Im Gegensatz zur Deutschen Siedlungsbank bet rieb 
die Deutsche Landesrentenbank neben dem Auf-
tragsgeschäft auch ein Eigengeschäft (Wettbewerbs-
geschäft). In diesem Rahmen gewährte sie zur Förde-
rung des ländlichen Raums Hypothekendarlehen für 
den Wohnungsbau, Darlehen an Siedlungsunterneh-
men und Bauträger sowie an öffentliche Körperschaf-
ten. Die Mittel für das Wettbewerbsgeschäft be-
schaffte sich die Deutsche Landesrentenbank auf dem 
Kapitalmarkt durch Ausübung ihres Emissions-
rechts. 

In der Folgezeit waren auf dem Gebiet der ländlichen 
Siedlung zwei Finanzierungsinstitute des Bundes 
nicht mehr erforderlich. Sie wurden daher durch das 
o. a. Gesetz vom 27. August 1965 zu einem Institut 
verschmolzen. 

Mit der Änderung der wirtschafts- und sozialpoliti-
schen Rahmenbedingungen wandelte sich auch das 
geschäftliche Betätigungsfeld der Deutschen Sied

-

lungs- und Landesrentenbank. Insbesondere verlor 
sie durch das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes" seit 1973 einen Teil ihrer langjährig für 
Bund und Länder durchgeführten Aufgaben im Be-
reich der Finanzierung der Agrarstrukturverbesse-
rung. In dem Maße, in dem sich die öffentliche Hand 
aus der ursprünglichen Aufgabenstellung der Bank 
zurückzog, weil entweder die Aufgabe erfüllt war 
oder die staatliche Unterstützung nicht mehr im bis-
herigen Umfang für erforderlich gehalten wurde, 
überließ sie die Entwicklung insoweit den marktwirt-
schaftlichen Kräften und damit dem Wettbewerb. 

In Anpassung an diesen Strukturwandel wurden 
durch das o. a. Gesetz vom 22. August 1980 die Ge-
schäftsmöglichkeiten der Bank ausgedehnt. Seitdem 
hat sie auch die Aufgabe, im Wettbewerbsgeschäft 
Vorhaben zu finanzieren, insbesondere solche, die 
unmittelbar oder mittelbar der Verbesserung oder Er-
haltung der wirtschaftlichen oder strukturellen Ver-
hältnisse des ländlichen Raums dienen. Das Auftrags-
geschäft wurde in der Weise erweitert, daß der Bank 
öffentliche Finanzierungsaufgaben jeder Art zur 
Strukturverbesserung im ländlichen Raum von ober-
sten Bundes- oder Landesbehörden übertragen wer-
den können. Damit ist das Recht verbunden, alle Ge-
schäfte zu betreiben, die mit der Aufgabenerfüllung 
im Zusammenhang stehen. Wegen der Ausweitung 
des Wettbewerbsgeschäfts wurde die Bank, wie an-
dere im Wettbewerbsgeschäft tätige Kreditinstitute, 
der Besteuerung unterworfen. Ihr Eigenkapital wurde 
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erhöht, um bei Besteuerung und wachsendem Ge-
schäftsvolumen eine angemessene Eigenkapitalaus-
stattung zu sichern. 

III. Zur Kapital- und Geschäftssituation der Deut-
schen Siedlungs- und Landesrentenbank 

Das Grundkapital der Bank beträgt nach dem Stand 
vom 31. Dezember 1986 256,0 Mio. DM. Daran hält 
der Bund mit 253,44 Mio. DM 99 v. H., Berlin mit 
1,04 Mio. DM 0,4 v. H., Bayern mit 0,52 Mio. DM 
0,2 v. H. sowie Hessen und Schleswig-Holstein mit je 
0,5 Mio. DM je 0,2 v. H. 

Das haftende Eigenkapital der Bank einschließlich 
der offen ausgewiesenen Rücklagen von rd. 
333 Mio. DM betrug zum 31. Dezember 1986 rd. 
589 Mio. DM (durch Rücklagenzuführung in Höhe 
von 23 Mio. DM hat es sich zum 30. Juni 1987 auf rd. 
612 Mio. DM erhöht). Die Höhe des Eigenkapitals ist 
wesentlicher Maßstab für die geschäftlichen Möglich-
keiten eines Kreditinstituts, insbesondere für dessen 
Kredit-Standing und den zulässigen Geschäftsum-
fang nach den Grundsätzen des Bundesaufsichtsam-
tes für das Kreditwesen über Eigenkapital und Liqui-
dität der Kreditinstitute. 

Die Bilanzsumme von rd. 40,5 Mrd. DM am 31. De-
zember 1986 verzeichnete gegenüber dem Vorjahr 
wiederum einen Zuwachs. Dieser Bilanzsummenzu-
wachs beruht ausschließlich auf dem Anstieg des im 
Wettbewerb bet riebenen Eigengeschäfts der Bank. 
Das Auftragsgeschäft (Zweckvermögen und Treu-
handvermögen) war mit einem Anteil von rd. 
6,4 Mrd. DM (rd. 16 v. H.) an der Bilanzsumme erneut 
rückläufig. 

IV. Vorgehen 

1. Die Bundesregierung sieht in Anbetracht der 
Strukturveränderung und der Schwerpunktverla-
gerung in der Geschäftspolitik der Bank diese als 
für eine Verringerung staatlicher Beteiligung an 
Wirtschaftsunternehmen geeignetes Objekt an. Sie 
geht dabei von folgendem aus: 

— Der Status der Bank als Anstalt des öffentlichen 
Rechts bleibt aufrechterhalten. 

— Die Geschäftstätigkeit der Bank soll stärker pri-
vatwirtschaftlich ausgerichtet werden; ihr Auf-
gabenbereich im Auftragsgeschäft wird nicht 
geändert. 

— Die Beteiligungsquote des Bundes an der Bank 
soll auf eine einfache Mehrheit zurückgeführt 
werden. 

— Das Recht der Bank, nach Maßgabe des Geset-
zes Schuldverschreibungen auszugeben, wird 
nicht eingeschränkt. 

2. Wie die Teilprivatisierung der Bank bei gleichzei-
tiger Berücksichtigung der Vorgaben verwirklicht 
wird, läßt der Gesetzentwurf offen. 

So können die zu privatisierenden Anteile am 
Grundkapital der Bank von juristischen Personen, 

Personengesellschaften und natürlichen Personen 
erworben werden. Dabei kann die jeweils zweck-
mäßige Form der p rivaten Beteiligung in Abhän-
gigkeit von Steuerrecht und Nachfrage am Kapital-
markt im Zeitverlauf unterschiedlich sein. Aus ver-
mögenspolitischer Sicht soll in jedem Fall darauf 
hingewirkt werden, daß die Möglichkeiten des 
Vermögensbildungsgesetzes und der steuerlichen 
Förderung für das Angebot von Vermögensbeteili-
gungen genutzt werden können. 

Eine denkbare Form der Beteiligung Privater an 
der Bank wäre eine mittelbare Beteiligung über 
eine Holding AG. Diese Gesellschaft könnte sich 
direkt oder als atypischer stiller Gesellschafter in-
direkt an der Bank beteiligen. 

Zielsetzung ist eine direkte Beteiligung. Aus 
Zweckmäßigkeitsgründen soll jedoch die beab-
sichtigte Teilprivatisierung zunächst mittels einer 
atypischen stillen Beteiligung verwirklicht wer-
den. 

3. Die Form der konstitutiven Neufassung des Geset-
zes wird wegen der umfangreichen Änderungen 
gewählt, zumal mit der Teilprivatisierung ein neuer 
Abschnitt der Deutschen Siedlungs- und Landes-
rentenbank beginnt. 

V. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden bei der Aus-
führung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 

Durch den Gesetzentwurf werden die Voraussetzun-
gen für die Beteiligung Privater an der Bank geschaf-
fen. Im Verhältnis zum geltenden Recht verändert sich 
grundsätzlich deren Aufgabenstellung nicht. Durch 
verstärkte Konkurrenz können sich im Einzelfall Aus-
wirkungen auf Zinsen und Gebühren ergeben; im all-
gemeinen sind jedoch direkte oder indirekte Verän-
derungen von Einzelpreisen und Preisniveau, insbe-
sondere des Verbraucherpreisniveaus, nicht zu erwar-
ten. 

B. Besonderer Teil 

I. Zu den einzelnen Vorschriften des Gesetzent-
wurf s  

Zu § 1 — Rechtsform und Sitz 

§ 1 ist im Verhältnis zum geltenden Recht [Gesetz 
über die Zusammenlegung der Deutschen Landesren-
tenbank und der Deutschen Siedlungsbank vom 
27. August 1965 (BGBl. I S. 1001), geändert durch Ar

-

tikel 1 des Gesetzes vom 22. August 1980 (BGBl. I

-

S. 1558] insgesamt neu gefaßt, da es sich bei dem 
Inhalt der bisherigen Absätze 1 und 2 — Verschmel-
zung der Deutschen Landesrentenbank und der Deut-
schen Siedlungsbank zu einem Institut und Rechts-
nachfolge — um in der Vergangenheit liegende, ab-
geschlossene Tatbestände handelt. Absatz 3 des gel

-

tenden Rechts soll entfallen; daß es sich bei der Bank 
um eine juristische Person des öffentlichen Rechts in 



Drucksache 11/2169 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

der Rechtsform der Anstalt handelt, ergibt sich nun-
mehr aus Absatz 1. 

Zu Absatz 1 

Die Rechtsform einer selbständigen Anstalt des öf-
fentlichen Rechts und damit auch die Anstaltslast des 
Bundes soll beibehalten werden (vgl. Abschnitt I des 
Allgemeinen Teils der Begründung). Dementspre-
chend bleibt der Bund weiterhin mit mindestens 
51 vom Hundert am Grundkapital beteiligt (vgl. § 4 
Abs. 1 des Gesetzentwurfs). 

Im Hinblick auf die Teilprivatisierung wird das Wort 
„Anstalt" hier und im gesamten Gesetzestext durch 
das Wort „Bank" ersetzt. 

Zu Absatz 2 

Die Bestimmung des Sitzes der Bank (Absatz 4 des 
geltenden Rechts) soll wie bei Aktiengesellschaften 
durch die Satzung erfolgen. 

Zu § 2 — Aufgaben 

Durch die Umstellung der Absätze 2 und 3 im Verhält-
nis zum geltenden Recht wird deutlich gemacht, daß 
die Bank schwerpunktmäßig im Wettbewerbsge-
schäft tätig sein soll. 

Es wird darauf verzichtet, das Auslandsgeschäft im 
Gesetz selbst Zustimmungsvorbehalten zu unterwer-
fen und in seinem Umfang einzuschränken. Entspre-
chende Regelungen bleiben der Satzung vorbehal-
ten. 

Zu Absatz 1 

Die Regelung entspricht geltendem Recht. 

Zu Absatz 2 

Die Regelung entspricht geltendem Recht. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung entspricht geltendem Recht; jedoch soll 
durch die Einfügung der Worte „gegen angemessenes 
Entgelt" klargestellt werden, daß — wie schon bis-
her — die Bank öffentliche Aufträge nicht unentgelt-
lich durchführen muß. 

Zu § 3 — Geschäfte 

Die in Absatz 1 Satz 1 des geltenden Rechts enthalte-
nen Worte „unter Berücksichtigung der ihr gestellten 
öffentlichen Aufgaben" sollen entfallen, da sie nur 
Selbstverständliches zum Ausdruck bringen. Satz 2 
des geltenden Rechts ( „Die Erzielung von Gewinn ist 
nicht Hauptzweck des Geschäftsbetriebes. ") ist nicht 
in den Gesetzentwurf übernommen worden, da sich 

eine solche Einschränkung nicht mit der vorgesehe-
nen Teilprivatisierung vereinbaren läßt. 

Das in Absatz 2 Satz 2 Nr. 2 des geltenden Rechts ent-
haltene Wort „Landesrentenbriefe" ist in den Gesetz-
entwurf nicht übernommen worden, da die Bank 
keine Landesrentenbriefe mehr ausgibt. 

Die nach Absatz 2 Satz 2 Nr. 5 des geltenden Rechts 
erforderliche Zustimmung der aufsichtführenden 
Bundesminister soll entfallen, da die Bank gegenüber 
den aufsichtführenden Bundesministern eine Ver-
pflichtungserklärung im Sinne des § 65 Abs. 3 der 
Bundeshaushaltsordnung abgeben wird. Der eben-
falls wegfallende Zustimmungsvorbehalt zugunsten 
des Verwaltungsrats soll in der Satzung geregelt wer-
den. 

Absatz 3 des geltenden Rechts, der die Bank ermäch-
tigt, für ihre Anleihen ein Schuldbuch von der Bun-
desschuldenverwaltung führen zu lassen, soll entfal-
len. Aus Gründen der Wettbewerbsgleichheit er-
scheint es geboten, der Bank einen derartigen Vorteil 
nicht weiter zu belassen. 

Zu Absatz 1 

Die Regelung entspricht geltendem Recht. 

Zu Absatz 2 

Die Regelung entspricht im wesentlichen geltendem 
Recht. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung entspricht Absatz 4 des geltenden 
Rechts. 

Zu § 4 — Grundkapital, Rücklagen, Beteiligungen als 
stille Gesellschafter 

Die Absätze 1 und 2 sind im Verhältnis zum geltenden 
Recht insgesamt neu gefaßt. 

Zu Absatz 1 

In Satz 1 erster Halbsatz sollen die Worte „kraft Geset-
zes" entfallen, da sie nur Selbstverständliches zum 
Ausdruck bringen. Satz 1 zweiter Halbsatz und Satz 2 
schaffen die Voraussetzungen, um die Bank teilpriva-
tisieren und dabei die Anteile breit streuen zu können. 
Hierfür wird — im Rahmen von 49 vom Hundert des 
Grundkapitals — neben der Möglichkeit einer direk-
ten Übernahme von Kapitalanteilen eine Beteiligung 
von Personen des p rivaten Rechts und von Personen-
gesellschaften als atypische stille Gesellschafter vor-
gesehen. Wird die atypische stille Gesellschaft als Be-
teiligungsform gewählt, so kommen als mitunterneh-
merische Rechte solche Rechte in Frage, die die stillen 
Gesellschafter steuerrechtlich zu Mitunternehmern 
machen. Mit der Einräumung solcher Rechte wird die 
Bank einem stärkeren Einfluß P rivater unterworfen. 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/2169  

Satz 3 soll klarstellen, daß die Bank darüber hinaus 
Beteiligungen als (typische) stille Gesellschafter ein-
räumen kann. 

Zu Absatz 2 

Die Regelung soll eine Anpassung an das für Aktien-
gesellschaften geltende Recht herbeiführen; die Bil-
dung weiterer Rücklagen wird dadurch nicht ausge-
schlossen. 

Zu Absatz 3 

Satz 1 entspricht geltendem Recht. Jedoch ist die Ein-
fügung der Worte „Beteiligungen als stille Gesell-
schafter" zur Anpassung an den Absatz 1 Satz 2 erfor-
derlich. Die Verwendung von Rücklagen zur Erhö-
hung der Einlagen stiller Gesellschafter ist vorgese-
hen, um bei einer etwaigen Kapitalerhöhung durch 
Umwandlung von Rücklagen auch die stillen Gesell-
schafter berücksichtigen zu können. 

Zu § 5 — Zweckvermögen 

Satz 2 des geltenden Rechts, der die Ermächtigung 
zur Erhöhung des Grundkapitals der Bank um bis zu 
einhunderfünfzig Millionen Deutsche Mark aus dem 
Zweckvermögen beinhaltet, soll entfallen, da es sich 
um einen in der Vergangenheit liegenden, abge-
schlossenen Tatbestand handelt. 

Im übrigen entspricht die Regelung geltendem Recht. 
Jedoch wird klargestellt, daß sich die Verwaltung des 
Zweckvermögens nach § 44 Abs. 2 der Bundeshaus-
haltsordnung und nicht nach § 113 der Bundeshaus-
haltsordnung richtet, da das Zweckvermögen außer-
halb der (unmittelbaren) Bundesverwaltung verwaltet 
wird. 

Zu § 6 — Aufsicht 

Die Absätze 3 und 4 des geltenden Rechts sind im 
Hinblick auf die Teilprivatisierung nicht in den Ge-
setzentwurf übernommen worden. Entsprechende 
Regelungen bleiben der Satzung vorbehalten. 

Die Regelung des Gesetzentwurfs entspricht inhalt-
lich den Absätzen 1 und 2 des geltenden Rechts. 

Zu § 7 — Organe der Bank 

Die Regelung entspricht § 8 des geltenden Rechts. 
Allerdings wird im Hinblick auf die Teilprivatisierung 
das Wort „Anstaltsversammlung" hier und im gesam-
ten Gesetzestext durch das Wort „Hauptversamm-
lung" ersetzt. 

Zu § 8 — Vorstand 

Absatz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz des geltenden 
Rechts soll entfallen; denn eine Vorschrift, daß minde

-

stens ein Vorstandsmitglied der Bank die Befähigung 

zum Richteramt haben muß, ist in Anbetracht der Re-
gelungen des Gesetzes über das Kreditwesen nicht 
mehr erforderlich. Ferner ist die in Absatz 1 Satz 2 des 
geltenden Rechts bezüglich der stellvertretenden 
Vorstandsmitglieder enthaltende Regelung durch Ab-
satz 4 des Gesetzentwurfs ersetzt worden. 

Absatz 3 Satz 2 des geltenden Rechts (Nachweis der 
Befugnis zur Vertretung der Bank) ist nicht in den 
Gesetzentwurf übernommen worden. Die entspre-
chende Regelung bleibt der Satzung vorbehalten. 

Zu Absatz 1 

Die Regelung entspricht geltendem Recht. 

Zu Absatz 2 

In Anlehnung an die Regelung des Aktiengesetzes 
sollen die Vorstandsmitglieder künftig nicht von der 
Hauptversammlung, sondern von dem Verwaltungs-
rat bestellt und berufen werden. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung entspricht, mit Ausnahme einer redak-
tionellen Änderung, geltendem Recht. 

Zu Absatz 4 

Die Regelung entspricht § 94 des Aktiengesetzes. 

Zu § 9 — Verwaltungsrat 

Die Regelung entspricht, abgesehen von redaktionel-
len Änderungen, geltendem Recht. 

Zu § 10 — Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit 

Die Regelung entspricht geltendem Recht. 

Zu § 11 — Hauptversammlung 

Die in Absatz 2 Satz 1 des geltenden Rechts enthal-
tene Bestimmung, daß auf je 500 000 Deutsche Mark 
eine Stimme entfällt, ist nicht übernommen worden; 
ein so hoher Betrag verträgt sich nicht mit dem Ziel 
einer möglichst breiten Streuung von Anteilen am 
Grundkapital der Bank. Die Stimmberechtigung soll 
künftig in der Satzung geregelt werden. 

Zu Absatz 1 

Die Regelung entspricht geltendem Recht. 
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Zu Absatz 2 

Die Regelung entspricht inhaltlich geltendem Recht. 

Zu § 12 — Satzung 

Die in Absatz 2 vorgesehene Anhörung des Verwal-
tungsrats ist nicht in den Gesetzentwurf übernommen 
worden, da sie in der Satzung geregelt werden soll. Im 
übrigen entspricht § 12 des Gesetzentwurfs gelten-
dem Recht. 

Zu § 13 — Jahresabschluß 

§ 13 ist im Verhältnis zum geltenden Recht insgesamt 
neu gefaßt. 

Zu Absatz 1 

In Übereinstimmung mit den mit der Teilprivatisie-
rung verfolgten Zielen werden hinsichtlich des Jah-
resabschlusses soweit wie möglich die für Aktienge-
sellschaften geltenden Regelungen übernommen. 

Dies gilt für die Aufstellung, Prüfung und Feststellung 
des Jahresabschlusses sowie die Verwendung des 
Jahresüberschusses und des Bilanzgewinns. Der Ge-
setzentwurf erklärt insofern die für Aktienbanken gel-
tenden Vorschriften des Gesetzes über das Kreditwe-
sen (§§ 25a ff.), des Handelsgesetzbuchs (§§ 264 ff. 
und 316ff.) sowie des Aktiengesetzes (§§ 58 und 
150ff.) für entsprechend anwendbar. Gegenüber die-
sen Vorschriften haben besondere Vorschriften für 
öffentlich-rechtliche Kreditinstitute Vorrang. Zur Zeit 
bestehen derartige Vorschriften für Formblätter für 
den Jahresabschluß öffentlich-rechtlicher Kreditinsti-
tute. 

Zu Absatz 2 

Die Regelung stimmt im wesentlichen mit § 254 Abs. 1 
des Aktiengesetzes überein; sie berücksichtigt auch 
die Besonderheiten bei Vorliegen einer atypischen 
stillen Gesellschaft. 

Zu § 14 — Prüfung nach der Bundeshaushaltsord-
nung 

Die Regelung entspricht geltendem Recht. 

Zu § 15 — Handelsregister 

Die in § 18 Abs. 2 des geltenden Rechts enthaltene 
Regelung der Vertretungsbefugnis soll entfallen, da 
die Einzelheiten hierzu in der Satzung geregelt wer-
den sollen. 

Im übrigen entspricht die Regelung § 18 Abs. 1 des 
geltenden Rechts. 

Zu § 16 — Auflösung 

Die Regelung entspricht geltendem Recht. 

Zu § 17 — Dienstsiegel, Dienststempel 

Die Regelungen entsprechen, mit Ausnahme redak-
tioneller Klarstellungen, geltendem Recht. Die in Ab-
satz 1 enthaltene Beschränkung des Siegelrechts ist 
aus Wettbewerbsgründen erforderlich. 

Zu § 18 — Beitreibung und Vollstreckung 

Satz 1 entspricht inhaltlich geltendem Recht. Da je-
doch § 23 des geltenden Rechts wegen der darin ent-
haltenen Verweisung auf § 15 des Gesetzes über die 
Zusammenlegung der Deutschen Landesrentenbank 
und der Deutschen Siedlungsbank in der bis zum 
31. Dezember 1980 geltenden Fassung schwer lesbar 
ist, übernimmt der Gesetzentwurf den vollständigen 
Wortlaut der bisher lediglich zitierten Vorschrift. 

Satz 2 dient der Klarstellung. 

Zu § 19 — Ausscheiden eines Landes aus der Bank 

Die in Satz 2 des geltenden Rechts enthaltene Rege-
lung, nach der im Falle des Ausscheidens eines Lan-
des aus der Bank das Grundkapital entsprechend her-
abzusetzen ist, ist in den Gesetzentwurf nicht über-
nommen worden, da ihr Inhalt selbstverständlich ist. 
Ferner soll die Verpflichtung der Bank, die Anteile 
eines an ihrem Grundkapital beteiligten Landes ge-
gen Zahlung des Nennwerts zurückzunehmen, künf-
tig nicht mehr auf die bis zum 1. Ap ril 1980 erworbe-
nen Anteile beschränkt sein, sondern für alle Anteile 
unbefristet gelten. Im übrigen entspricht die Regelung 
geltendem Recht. 

Zu § 20 Berlin-Klausel 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 21 — Inkrafttreten, abgelöste Vorschrift, Rechts-
vorgänger der Bank 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens soll vom Gesetzgeber 
bestimmt werden. 

Der Gesetzentwurf regelt die Rechtsverhältnisse der 
Bank umfassend neu. Daher ist das in der Vorschrift 
genannte Gesetz außer Kraft zu setzen. Die Wirksam-
keit der auf das außer Kraft zu setzende Gesetz ge-
stützten Rechtsakte (z. B. Erhöhung des Grundkapi-
tals aus Mitteln des Zweckvermögens, Ausgabe von 
Landesrentenbriefen) bleibt unberührt. 

§ 22 des außer Kraft zu setzenden Gesetzes muß aus 
beamtenrechtlichen Gründen erhalten bleiben, so

-

lange noch Versorgungsempfänger vorhanden sind. 
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Die Verdeutlichung der Rechtsnachfolge dient dem 
Interesse der Bank (Erleichterung des Nachweises im 
Rechtsverkehr). 

II. Zu den nicht in den Gesetzentwurf übernomme-
nen Vorschriften des geltenden Rechts 

Die in § 7 des geltenden Rechts vorgesehene Be-
stellung eines Kommissars durch die aufsichtfüh-
renden Bundesminister ist entfallen, da die in § 6 
des Gesetzentwurfs vorgesehene Regelung der 
Aufsicht ausreicht. 

Bei den in den §§ 20 und 21 des geltenden Rechts 
enthaltenen Regelungen handelt es sich um in der 
Vergangenheit liegende, abgeschlossene Tatbe-
stände. Die durch § 21 Buchstaben a und b des gel-
tenden Rechts nicht außer Kraft gesetzten Vor-
schriften [§§ 10 bis 18, 21 bis 31 und 33 des Preu-
ßischen Landesrentenbankgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 1. August 1931 
(Preußische Gesetzsammlung S. 154) sowie § 14 
des Gesetzes über die Deutsche Landesrenten-
bank vom 7. Dezember 1939 (RGBl. I S. 2405)] 
werden auch durch den vorliegenden Gesetzent-
wurf nicht berührt. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

§ 19 Satz 2 — neu — 

In § 19 ist folgender Satz 2 — neu — anzufügen: 

„Die Möglichkeiten der Veräußerung der Landesan-
teile an Dritte oder die Beteiligung eines Landes an 
der Teilprivatisierung bleiben unberührt." 

Begründung 

§ 19 betrifft  einen Sonderfall des Ausscheidens eines 
Landes aus der Bank. Der Regelungsgehalt der  Be-

stimmung erschöpft sich in der Verpflichtung der 
Bank zur Rücknahme von Anteilen eines Landes auf 
dessen einseitiges Verlangen. Die aus § 23 a des gel-
tenden Gesetzes übernommene Überschrift spricht 
demgegenüber vom Ausscheiden eines Landes 
schlechthin. Sie verdeutlicht nicht, daß andere Mög-
lichkeiten der Aufgabe der Anteilseignerschaft von 
§ 19 unberührt  bleiben. Die Stellung eines Landes als 
Anteilseigner ist nicht anders, als die des Bundes und 
ggf. auch anderer Personen i. S. des § 4 Abs. 1 Satz 1 
letzter Halbsatz. 

Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 

§ 19 des Entwurfs eines DSL Bank-Gesetzes regelt das 
Ausscheiden der an dem Grundkapital der DSL Bank 
beteiligten Länder aus der Bank nicht abschließend, 
sondern lediglich die Verpflichtung der Bank (ohne 
Ablehnungsmöglichkeit), die Anteile der  an  ihrem 
Grundkapital beteiligten Länder zum Nennwert zu-
rückzunehmen. 

Daneben läßt der Gesetzentwurf auch ohne die von 
dem Bundesrat vorgeschlagene Ergänzung weitere 
Möglichkeiten der betreffenden Länder, über ihre An-
teile an dem Grundkapital der DSL Bank zu verfügen, 

unberührt. So können sie insbesondere ihre jeweili-
gen Anteile an Dritte im Sinne des § 4- Abs. 1 Satz 1 
zweiter Halbsatz des Gesetzentwurfs veräußern. Dar-
über hinaus ist es ihnen unbenommen, sich der von 
dem Bund vorgesehenen Teilprivatisierung der DSL 
Bank anzuschließen. 

Nach alledem ist die von dem Bundesrat vorgeschla-
gene Ergänzung des § 19 des Gesetzentwurfs nicht 
erforderlich, um den Interessen der Länder gerecht zu 
werden. 


